
  

  3.9.2018 -   Entscheidungen  

Bundesgerichtshof, Beschluss v. 11.7.2018 – XII ZB 615/17

1. Der Tatrichter kann die Aufhebung des Einwilligungsvorbehalts nur dann ohne weitere
Ermittlungen ablehnen, wenn die im Ausgangsverfahren getroffenen Feststellungen eine tragfähige
Grundlage für die Beurteilung bilden, dass die Tatbestandsvoraussetzungen des
Einwilligungsvorbehalts nach § 1903 I BGB bei dem Betroffenen (weiterhin) vorliegen.

2. Im Aufhebungsverfahren sind nicht sämtliche Verfahrensrügen, die im Anordnungsverfahren
gegen das Sachverständigengutachten erhoben werden konnten, erneut eröffnet. Maßgeblich ist
allein die Frage, ob das Sachverständigengutachten inhaltlich geeignet ist, eine ausreichende
Tatsachengrundlage für die nun zu treffende Entscheidung zu bilden.

Anm. d. Red.: Die Entscheidung wird veröffentlicht in FamRZ 2018, Heft 20.
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